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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Elke Ferner, Robert Antretter, Klaus Daubertshäuser, Carl Ewen, 
Klaus Hasenfratz, Reinhold Miller (Lübeck), Lothar Ibrügger, Volkmar Kretkowski, 
Heide Mattischek, Aibrecht Müller (Pleisweiler), Dr. Rolf Niese, Dr. Peter Struck, 

Dr. Margrit Wetzel, Berthold Wittich, Hans-Ulrich Klose und der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Abgeordneten Dirk Fischer 
(Hamburg), Dr. Dionys Jobst, Horst Gibtner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Ekkehard Gries, Horst Friedrich, 

Manfred Richter (Bremerhaven), Dr. Klaus Röhl und der Fraktion der F.D.P. 

- Drucksachen 12/4518, 12/5011 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetzes 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Das Gesetz zur Änderung des Gemeindeverkehrsfinanzierungs- 
gesetzes wird wie folgt gefaßt; 

, Artikel 1 

Das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 1988 (BGBL I S. 100), zuletzt 
geändert durch Artikel 29 des Gesetzes vom 25. Februar 1992 
(BGBl. I S. 297), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Förderung von Vorhaben nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 aus 
den Finanzhilfen des Bundes ist bis zu 75 vom Hundert, in den 
Ländern Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen im Jahr 1993 bis zu 85 vom 
Hundert und in den Jahren 1994 und 1995 bis zu 90 vom Hun- 
dert der zuwendungsfähigen Kosten zulässig. " 

2. In § 4 Abs. 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 eingefügt: 

„Abweichend von Satz 1 ist die Förderung von Vorhaben nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 a, 1 c bis 1 e in den Ländern Brandenburg, 
Mecklenburg- Vorpommern, Sachsen, Sachsen- Anhalt und 
Thüringen im Jahr 1994 bis zu 80 vom Hundert und im Jahr 
1995 bis zu 75 vom Hundert der zuwendungsfähigen Kosten 
zulässig . " 
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3. § 4 Abs. 1 Satz 2 wird Satz 3. 

4. § 10 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt geändert; 

a) In Nummer 1 werden nach der Angabe „zu 75,8 vom Hun- 
dert" die Wörter „in den Jahren 1994 und 1995 zu 60 vom 
Hundert" eingefügt. 

b) In Nummer 2 werden nach der Angabe „zu 24,2 vom Hun- 
dert" die Wörter „in den Jahren 1994 und 1995 zu 40 vom 
Hundert" eingefügt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1994 in Kraft.' 

Bonn, den 26. Mai 1993 

Elke Ferner 
Robert Antr etter 
Klaus Daubertshäuser 
Carl Ewen 
Klaus Hasenfratz 
Reinhold Hiller (Lübeck) 

Lothar Ibrügger 
Volkmar Kretkowski 

Begründung 
Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Die Reduzierung der Komplementärfinanzierung in den neuen 
Bundesländern wird zwar das sonst mögliche Investitionsvolumen 
entsprechend reduzieren, ist aber geeignet, die Haushalte der 
Länder und Kommunen zu entlasten. 

Zu Nummer 2 

Um eine Priorität zugunsten des öffentlichen Personennahver- 
kehrs zu erreichen, ist es erforderlich, die Höchstfördersätze für 
Vorhaben des kommunalen Straßenbaus niedriger anzusetzen. 

Zu Nummer 3 

Folgeänderung zu Nummer 2. 

Zu Nummer 4 

Die Änderung führt zu einer zeitlich befristeten Umschichtung 
von Fördermitteln von den alten zu den neuen Bundesländern in 
Höhe von jährlich ca. 990 Mio. DM. Die gegenüber dem Gesetz- 
entwurf auf Drucksache 12/4518 vorgeschlagene Verschiebung 
auf die Jahre 1994 und 1995 dient einer größeren Planungssicher- 
heit in den alten und in den neuen Bundesländern und stellt 
sicher, daß die für das Jahr 1993 vorgesehenen Mittel auch ver- 
ausgabt werden können. 

Mit der befristeten Umschichtung wird dem dringenden Bedürfnis 
der Kommunen in den neuen Ländern nach einer raschen Ver- 
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Besserung ihrer Verkehrsinfrastruktur Rechnung getragen. Vor 
allem sollen zusätzliche Investitionen für einen verbesserten 
ÖPNV ermöglicht werden. Die Reduzierung der Mittelansätze für 
die Altländer in den Jahren 1994 und 1995 ist im Sinne der Her- 
stellung einheitlicher Lebensverhältnisse in allen Bundesländern 
gerechtfertigt. 
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